
Bundessozialgericht I m N a m e n d e s V o l k e 5
A20: 12 RJ 484/68

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

°°°°°°°ooooo oooooooo ooooooooooocooooooo oooooo ooouo ,

Zuvestellt amb

10 August l969 Klager und Rev131onsklager,

'—Iävzeßbevollmächtigter:
„„„„„„ „„„„„ 00000 ooooo oaoo —

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte°

Der 42„ Senat des Bundessozialgerichts hat ohne
mündliche Verhandlung am 29° Mai 4968 durch

Senatspräsident R a a c k

'
—Vorsitzender -

Bundesrichterin G e y S e r ' und
Bundesrichter Dro F r i e d e r i c h s ,
Bundessozialrichter V i e h w e g e r und
Bundessozialrichter M e y e r

für Recht erkannt:

Dem Kläger wird wegen der Versäumung der Revisions—
frist Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gewährto

Die ReVision des Klägers gegen das Urteil des
Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 240

September 4968 wird als unzulässig verworfeno

Außergariohtliche Kosten des Revisionsverfahrens
haben die Beteiligten einander nicht zu erstatten°
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Gegen das Urteil des Landessozialgerichts (LSG) Nordrhein—

Westfalen vom 24° September 1968 hat der Kläger selbst

Revision eingelegt und unter Vorlage des Antrages auf Aus—

stellung eines Zeugnisses zur Erlangung des Armenrechts

beantragt, ihm für das Verfahren v0r dem Bundessozialgericht

(BSG) das Armenrecht zu bewilligen° Diesem Antrag hat der
erkennende Senat durch Beschluß vom 160 Januar 1969 ent—

sprochen und dem Kläger den jetzigen Prozeßbevollmächtigten

zur vorläufig unentgeltlichen Wahrnehmung seiner Rechte bei—

geordnet° Der Beschluß ist dem Prozeßbevollmächtigten des
Klägers am 220 Januar 1969 zugestellt worden° Dieser hat

am 7° Februar 1969 Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

‚wegen Versäumung der Revisionsfrist beantragt, Revision

eingelegt und diese begründet° Damit sind die Voraussetzun—

gen des 5 67 Abs° 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) erfüllt„
Dem Kläger ist daher Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

zu gewähren (@ 67 Abs° 1, 4 SGG)°

II

In der Sache selbst streiten die Beteiligten darüber, ob

der Kläger nach voraufgegangenem erfolglosem Rentenantrag

(1960) nunmehr Anspruch auf Rente wegen Erwerbsunfähigkeit

(@ 1247 der Reichsversicherungsordnung —RVO—)hat°

Der 1950 geborene Kläger, als Hilfsarbeiter, Ziehsteinpolie—

rer, Montierer und Kranführer versicherungspflichtig tätig

gewesen, beantragte im Mai 1962 erneut, ihm Rente wegen
Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit zu gewähren° Die Beklagte

hat sie ihm versagt (Bescheid vom 210 August 1964)„—K1age

und Berufung des Klägers sind erfolglos geblieben (Urteile
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des Sozialgerichts vom 45„ Juli 4967 und des LSG vom

24° September 4968)0Das LSG hat die Revision nicht zuge—
lasseno

Der Kläger hat gleichwohl gegen das Urteil des LSG Revision

eingelegt° Er rügt Verletzung der 55 405, 406 und 428 SGG„

Der Kläger beantragt sinngemäß,'

das Urteil des LSG Nordrhein_Westfalen vom

240 September 4968 mit den ihm zugrunde

liegenden Feststellungen aufzuheben und die

Sache zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das LSG zurückzuverweiseno

Die Beklagte beantragt,

die Revision des Klägers als unzulässig zu

verwerfen°

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch

Urteil ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärte

III

Die Revisi0n hat keinen Erfolg„ Sie ist nicht statthaft

und deshalb als unzulässig zu verwerfen (@ 469 SGG)°

Da das Berufungsgericht die Revision nicht gemäß 5 462
Abs„ 4 Nr° 4 SGG zugelassen hat, wäre sie nur statthaft,

wenn ein wesentlicher Mangel im Verfahren des Berufungs—

gerichts in einer der Vorschrift des 5 464 Abs° 2 Satz 2

SGG entsprechenden Form gerügt worden wäre und vorläge

(%462Abs° 4 Nr° 2 sec; BSG4‚ 450)°

Daran fehlt es°
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- Die Revision Will eine Verletzung der 55 «03, 406 sec darin
sehen„ daß das Berufungsgericht trotz einander widersprechen—

der Vorgutachten der Sachverständigen Dr() A :::x, Dr()

' Sttii 331 einerseits und der Sachverständigen Dr° B::z::xx

und Dro H:t:xxr:rr andererseits keinen erfahrenen Orthopä—

den, sondern den Facharzt für Chirurgie Dr„ Fritz? als

Obergutachter herange20gen habe, obschon es sich wegen der

Besonderheit des Falles hätte gedrängt fühlen müssen„ einen

Orthopäden damit zu beauftragen, ein Obergutachten — und

zwar nach stationärer Untersuchung des Klägers — zu erstat—

ten; dies um so mehr, als ua() der Chirurg Dro P;::::
erklärt habe, der Kläger müsse stationär durch einen Fach—

arzt für Orth0pädie untersucht werden°

Diese Rüge greift nicht durch° Es mag sein, daß das Ver—

fahren des Berufungsgerichts insofern an einem Mangel

leidet, als das LSGdie Vorschriften der 55 405, 406 SGG
über die Sachaufklärungspflicht nicht hinreichend beachtet
hat, indem es unterlassen hat, ein Sachverständigengutachten

auf Grund stationärer Untersuchung von einem Facharzt für

Orthopädie einzuholen‚ obwohl Dr° Prxzxr in seinem Schreiben

an das Gericht vom 270 Juni 4968 die Einholung eines solchen
Gutachtens als erforderlich bezeichnet hatte„ Indes ist ein

derartiger Mangel jedenfalls kein wesentlicher Mangel im Ver—
fahren des Berufungsgerichts, da das angefochtene Urteil
hierauf nicht beruhto Der allein tragende Grund dafür, daß
das LSG die Berufung des Klägers zurückgewiesen hat, liegt

.nämlich darin, daß es sich deshalb außerstande gesehen hat,

mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit die die
eingeschränkte Leistungsfähigkeit des Klägers betreffenden
Voraussetzungen für die Gewährung einer Rente wegen Berufs—

oder Erwerbsunfähigkeit festzustellen, weil der Kläger
sich geweigert hatte, sich stationär durch ärztliche Sach—

verständige untersuchen zu lassen und das Berufungsgericht

seiner im Termin vom 240 September 4968 vor dem LSG abge—

_gebenen schließlichen Erklärung, er sei bereit, sich einer
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länger als einen Tag dauernden stationären Untersuchung

zu unterziehen, keinen Glauben schenkte, sondern sie für

"nicht glaubwürdig" hielt (Seite 9 des angefochtenen Urteils)°

Die Rüge der Revision‚das LSG habe die Vorschriften der

55 405, 428 SGG verletzt, indem es ohne weitere Rückfrage

die schriftliche Erklärung des Dr° PlIIII, nur ein Fach—

arzt für Orthopädie sei zur Untersuchung und Begutachtung

des Klägers befähigt, für nicht richtig oder nicht ernsthaft

gemeint gehalten habe, wofür es eine Erklärung darin glaubte

gefunden zu haben, daß der Sachverständige auf diese Weise

habe vermeiden wollen, den Kläger, den er aufgrund seines

Aktenstudiums als einen schwierig zu behandelnden Menschen

angesehen habe, doch noch habe untersuchen müssen, greift

ebenfalls nicht durch, denn diese von der Revision bean—

standete Feststellung trägt die Entscheidung des LSG nicht,

wie oben dargelegt ist und sich auch daraus ergibt, daß das

LSG sie als Nebenerwägung ausgewiesen hat, indem es sie mit

den Worten "im übrigen" einleitete°

Die Revision hält die Vorschriften der 55 405, 406 und 428
SGG auch dadurch für verletzt, daß das LSG ohne wirklichen

Anhaltspunkt unterstellt habe, die Erklärung des Klägers

in der letzten mündlichen Verhandlung vor dem LSG, er sei

zu stationärer Untersuchung bereit, auch wenn diese länger}

als einen Tag dauere, sei nicht glaubwürdig, Das LSG hätte

insoweit versuchen müssen, festzustellen, ob die Bereit—

schaftSerklärung des Klägers ernstlich gemeint sein Zumin—

dest hätte es durch entsprebhendes Befragen des Klägers

Anhaltspunkte dafür gewinnen müssen, um die Ernstlichkeit

seiner Erklärung in Zweifel ziehen zu können„ Die Begrün-

dung, der Kläger habe sich mehrfach ohne triftige Gründe

geweigert, sich einer längeren stationären Untersuchung zu
unterziehen, reiche nicht aus, zumal der Kläger gerade

durch seinen Prozeßbevollmächtigten in der mündlichen Ver—

handlung belehrt worden sei und aufgrund dieser Belehrung

seine Bereitschaft erklärt habeo
, _ 6 _
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Auch dieser Revisionsangriff geht fehl° Gemäß 5 428 Abs° 4

Satz 1 SGG entscheidet das Tatsachengericht nach seiner

freien, aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens gewonnenen
Überzeugung° In der Würdigung der Ergebnisse des Ver—

fahrens und der erhobenen Beweise ist es grundsätzlich frei,

Das Revisionsgericht ist nicht befugt, anstelle des Tat-

sachengerichts eine eigene Beweiswürdigung vorzunehmen°

Es kann vielmehr nur prüfen, ob das LSG die Grenzen des

Rechts der freien Beweiswürdigung überschritten, also ins—

besondere seine Überzeugung nicht aus dem GeSamtergebnis

des Verfahrens gewonnen, gegen Denkgesetze verstoßen oder

Erfahrungssätze nicht oder nicht richtig angewandt hat

oder willkürlich verfahren ist„ Derartige Verstöße im

Verfahren des LSG sind aber nicht festzustellen„ Das LSG

hat zur Begründung seiner Entscheidung uoa° ausgeführt, der

Kläger habe sich im Verwaltungsverfahren, im Verfahren vor
dem Sozialgericht (SG) und in der Berufungsinstanz jeweils

mehrfach geweigert, sich der vom Versicherungsträger, vom
SG und LSG angeordneten stationären Untersuchung zu unter—

ziehen, ohne hierfür triftige Gründe anzugeben° Als ein zu—

reichender Grund für seine Weigerung sei es jedenfalls nicht

anzusehen, daß er mögliCherweise eine gewisse Scheu vor
einer stationären Untersuchung habeo Es stehe zwar in seinem

Belieben, aus diesem Grunde■die Vornahme einer solchen Unter—
suchung zu verweigern, jedoch müsse er dann den Nachteil

tragen, der sich daraus ergebe, daß der medizinische Sach—

verhalt nicht weiter geklärt werden könne° Der Kläger könne

sich nicht darauf berufen, er habe sich durch den Sachver—

ständigen Dr° P:x::x deshalb nicht zu untersuchen lassen

brauchen, weil dieser Facharzt für Chirurgie sei, während

er durch einen Facharzt für Orthopädie untersucht werden

müsse, wie Dr„ PE:::: dies dem LSG mitgeteilt habe, Der
Kläger sei nämlich nicht aus diesem Grunde zur Untersuchung

erschienen, sonden1er habe sich schlechthin geweigert, sich

zu der von dem Sachverständigen für erforderlich gehaltenen

_Stationären Behandlung und Untersuchung im Krankenhaus auf-
nehmen zu lassen° Ebensowenig könne sich der Kläger darauf
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berufen, daß er sich sowohl im Verwaltungsverfahren als

auch im Verfahren vor dem SG schließlich doch bereit ge—

funden habe, sich ambulant untersuchen zu lassen° Seitdem

er durch Dr° 223312; und Dr() H::xrrrzrz ambulant unter—

sucht worden sei, habe der Kläger ständig die Vornahme einer

nach Lage der Dinge erforderlichen stationären Untersuchung

schlechthin abgelehnto Es spreche nichts dafür,und es sei

auch vom Kläger in der mündlichen Verhandlung, in der er ‘

sich scheinbar bereit erklärt habe, sich erneut, und zwar

auch stationär untersuchen
zu lassen, nichts dafür vorge—

bracht worden, was darauf schließen lassen könnte, daß er

insoweit seine Auffassung und Einstellung tatsächlich geän—

dert habe und daß es sich hierbei nicht nur um unverbind—

liche Redensarten gehandelt habeo Es sei aber nicht Sache

des Gerichts, auf unabsehbare Zeit immer von neuem zu ver—

suchen, den Kläger zur Vornahme einer erneuten Untersuchung

zu bewegen, ohne daß zureichende Gründe für die begründete

Annahme vorhanden seien, daß der Kläger der Aufforderung

zur erneuten ambulanten oder stationären Untersuchung auch

wirklich folgen werde°

Abgesehen davon, daß sich weder aus der Niederschrift über

die Sitzung des LSG noch aus den Entscheidungsgründen des

angefochtenen Urteils etwas für das Vorbringen der Revision
ergibt, der Kläger sei durch seinen damaligen Prozeßbevoll—

mächtigten darüber belehrt worden, es sei erforderlich,

daß er sich einer längeren stationären Untersuchung unter—

ziehe und sich dann aufgrund dieser Belehrung auch zu
einer derartigen Untersuchung bereit erklärt habe, ist in

den genannten Feststellungen des LSG keine Verletzung der

Vorschrift des 5 428 Abs„ 1 Satz 4 SGGerkennbar, In der
Tat ist der Kläger zu verschiedenen Zeiten sowohl während

des Verwaltungs— als auch des Verfahrens vor dem SG und LSG

ohne triftigen Grund nicht zu den festgesetzten ärztlichen

Untersuchungen erschienen, so nicht zu Untersuchungen im

Kreiskrankenkaus Hellersen — Lüdenscheid (Schreiben vom 40
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IFebruar 4965; Blatt 85 der.Akten der Beklagten), in der

Orthopädischen Klinik der Städtischen Krankenkanstalten
Dortmund (Schreiben dieses Krankenhauses vom 440 Februar

4967, Blatt 42 der Akten des so), in der Orthopädischen
Universitätsklinik Köln (Schreiben des Prof„ Dr„ Sch 2221

vom 80 Februar 4968; Blatt 405 der Akten des LSG) und in

der Chirurgischen Klinik des Allgemeinen Krankenhauses

für die Stadt Hagen (Schreiben des Chefarztes Dr° P::xzx

vom 27° Juni 4968, Blatt 447 aaO) oder er ist zwar erschie—

nen, um zu erklären, daß er jegliche Untersuchung ablehne

(Schreiben des Kreiskrankenhauses Hellersen—Lüdenscheid vom

440 Februar 4964; Blatt 402 der Akten der Beklagten) oder

einfach nach der Anmeldung zur stationären Aufnahme in der

inneren Abteilung des Knappschaftskrankenhauses in Dortmund—

Brackel zu verschwinden (Schreiben des Facharztes für

Orthopädie Dr° ::::I„vom 240 Oktober 4965; Blatt 40 der

—Akten des SG)° Obschon der Prozeßbevollmächtigte des Klägers

dem LSG mit Schreiben vom 2° Mai 4968 mitgeteilt hatte,

dieser stehe nunmehr für eine notwendige ärztliche Unter—

suchung zur Verfügung (Blatt440 der Akten des LSG) und zu—
gleich ausdrücklich darum gebeten hatte, eine neue Beweis—

anordnung zu erlassen, vereitelte der Kläger, wie sich aus

dem Schreiben des Dro P::::: vom 27° Juni 4968 ergibt (Blatt

447 aaO), die daraufhin angeordnete stationäre Untersuchung

dadurch, daß er nicht erschien und durch seine Frau ledig—

lich fernmündlich mitteilen ließ, er werde sich stationär>
nicht aufnehmen lassen° Der Kläger wußte zumindest aufgrund

des Urteils des\SG, daß ihm die Weigerung, sich stationär
untersuchen zu lassen, zum

Nachteil gereichen könneo Wenn

er gleichwohl trotz immer wiederholter sachlich gebotener

Untersuchunganordnungen sein jahrelanges uneinsichtiges

Verhalten bis Zuletzt fortsetze, kann es nicht als ver—

fahrensfehlerhaft angesehen werden, wenn das LSG der im
Termin vom 240 September 4968 abgegebenen Erklärung des

Klägers, er sei bereit, sich auch einer länger dauernden

stationären Untersuchung zu unterziehen, keinen Glauben
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geschenkt hat° Mit dieser Würdigung der Erklärung des

Klägers, die im Zusammenhang mitden Vorhaltungen des

Gerichts in der Sitzungsniederschrift festzuhalten frei—

lich wegen der besonderen Lage des Falles empfehlenswert

gewesen wäre, hat sich das LSG nämlich in den Grenzen

seines Rechts der freien richterlichen Beweiswürdigung

gehalten° Das Berufungsgericht war angesichts des geschil—

derten Fehlverhaltens des Klägers auch nicht gehalten, wie

dies die Revision glaubt fordern zu müssen, sich durch

Fragen von der Ernstlichkeit der Erklärung des'Klägers zu

überzeugen, so daß es die Vorschriften der 5%405, 406 SGG
nicht verletzt hat°

Der Revision kann ferner nicht gefolgt werden, wenn sie

geltend macht, das Berufungsgericht habe die Vorschriften

der @@405, 128 SGG dadurch verletzt, daß es ohne aus—
reichende tatsächliche Aktengrundlagen unterstellt habe,

der Kläger habe sich nicht deshalb geweigert, sich von

Dr° PLIIIÜ untersuchen zu lassen, weil dieser lediglich
Facharzt für Chirurgie sei, sondern weil er schlechthin

eine stationäre Behandlung und Untersuchung abgelehnt haben
Das LSG konnte nämlich für die von der Revision beanstande—

te Feststellung sehr wohl auf den Akteninhalt zurückgreifen,

hatte doch Dr, P::xzr dem LSG mit Schreiben vom 270 Juni

4968 uoa° folgendes mitgeteilt: "oo, Herr Mo hat dieser

Aufforderung nicht Folge geleistet, sondern hat durch

einen Anruf seiner Frau mitteilen lassen, daß er sich zu
einer stationären Behandlung, die wir bei dieser eingehen—

den Untersuchung für erforderlich halten, nicht wird

aufnehmen lassen" (Blatt 117 der Akten des LSG),
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